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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Florian Herrmann, Petra Guttenberger, Josef 
Zellmeier, Norbert Dünkel, Alexander Flierl, Max Gibis, Jürgen W. 
Heike, Bernd Kränzle, Manfred Ländner, Otto Lederer, Ludwig 
Freiherr von Lerchenfeld, Andreas Lorenz, Dr. Hans Reichhart, 
Dr. Franz Rieger, Martin Schöffel, Karl Straub, Peter Tomaschko, 
Manuel Westphal, Mechthilde Wittmann CSU 

Umsetzung der Erkenntnisse der Untersuchungsausschüsse des 
Bayerischen Landtags und des Deutschen Bundestags zum NSU 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Kommuna-
le Fragen, Innere Sicherheit und Sport über die Umsetzung der Er-
kenntnisse der Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Landtags 
und des Deutschen Bundestags zur NSU-Mordserie zu berichten. 

Dabei soll insbesondere darauf eingegangen werden, inwieweit die 
empfohlenen Anpassungen bei der Zusammenarbeit von Sicherheits- 
und Justizbehörden erfolgt sind, wie der Informationsaustausch zwi-
schen Polizeibehörden, Justiz und Nachrichtendiensten verbessert 
werden konnte, wie weit die bayerischen und bundesweiten Überle-
gungen zur Neuausrichtung des Verfassungsschutzes gediehen sind 
und welche weiteren Maßnahmen die Staatsregierung darüber hinaus 
bereits ergriffen hat und noch ergreifen wird, um künftig ähnliche Ver-
brechen so weit als möglich zu verhindern. 

 

 

Begründung: 

Die Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Landtags und des 
Bundestags zum Themenkomplex „NSU“ haben verschiedene Emp-
fehlungen ausgesprochen, die dazu beitragen sollen, rechtsextremis-
tische Gewalttaten künftig so weit als möglich zu verhindern oder zu-
mindest besser aufzuklären. Die Umsetzung dieser Empfehlungen soll 
in einem Bericht der Staatsregierung dargestellt werden. 

 

 

 


